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Altstadt ohneWahlplakate
Die Hersbrucker Verwaltung limitiert die Werbeflächen für Parteien – Litfaßsäule für die Kultur?
HERSBRUCK (mz) – Raumgrei-

fende Banner, üppig bestückte La-
ternenmasten und übereinander
gestapelte Plakatständer – in
Hersbruck uferte die Wahlwer-
bung vor den Kommunalwahlen
zuletzt aus. Deshalb beauftragte
der Hauptverwaltungsausschuss
des Stadtrates jetzt das Rathaus
damit, strengere Regeln auszuar-
beiten. Alle Fraktionen sind
grundsätzlich bereit, sich auf die-
se Weise selbst zu beschränken.

Der Antrag kam vom Freien Rat-
hausblock, Angelika Pflaum erläu-
terte ihn im Ausschuss. Sie schlug
vor, dass die Stadt für die erlaubte
Zeit — ab sechs Wochen vor dem
Wahltermin — „den Parteien und
Wählergruppen an bestimmten
markanten Standorten Anschlag-
tafeln zurVerfügung stellt“ undda-
rüber hinaus in der Altstadt nicht
mehr plakatiert werden darf.
Denkbarwäre alternativ aber auch
eine Litfaßsäule.

Peter Uschalt (CSU) stimmte
diesem Ansatz grundsätzlich zu,
weil es „in der Vergangenheit ei-
nigenWildwuchs gab, der auch uns
zu viel war“. Ihm sei allerdings un-
klar, wo „eine so große Wand“ in
der Innenstadt platziert werden
könnte. Zugleich gelte aber, dass
das Plakatieren bei Wahlen „aus
unserer Sicht dazu gehört“, es ha-
be nur „etwas überhand genom-
men“. Die CSU schlägt vor, die Alt-
stadt ganz frei zu halten von Par-

teienwerbung und außerhalb „ei-
ne Anzahl x an Plakatständern zu-
zulassen“. Alles, was darüber hi-
nausgehe, sollte untersagt wer-
den. Uschalt sprach sich für eine
„glasklare Lösung“ aus, die kon-
sequent umgesetzt wird. Offen ist
die CSU für nichtpolitische Wer-
bung. Auch dafür sollten Möglich-
keiten und Grenzen überarbeitet
werden. Zum Beispiel soll für die
Erlaubnis auch hier eine Kaution
beiderStadthinterlegtwerden,die
einbehalten wird, wenn die Pla-
katenichtineinerbestimmtenFrist
wieder beseitigt werden.

Ausnahme für „Bühnen“
Dorothea Müller Phillipps Sohn

(Grüne) bat darum, den nichtpoli-
tischen Veranstaltern, also unter
anderem„Bühnen“wie „Kick“ oder
„...na und!“, in der Innenstadt eine
Möglichkeit zu geben, für ihre Ter-
minezuwerben.Uschalt stimmtihr
zu und kann sich dafür eine Lit-
faßsäule gut vorstellen. Er hält es
für am besten, dies gleich mit an-
zupacken, nicht nur die Parteien-
werbung. Müller Phillipps Sohn
merkte allgemein noch an: „Die
Anzahl der Wahlplakate ist nicht
entscheidend für das Ergebnis.“

Stephan Krimm (SPD) meinte,
Wahlwerbung gehöre zur Demo-
kratie und sollte auch noch au-
ßerhalb von SozialenMedien statt-
finden. Eine von politischen Pla-
katen freie Altstadt sei überle-

genswert, große Wände dort hält
auch er für problematisch. Sein
Anliegen generell: „Es muss Par-
teien schon erlaubt sein, auf die
Wähler zuzugehen.“

Norbert Thiel (CSU) hält auch
nichts von Plakatwänden. „Sie
müssen aufgebaut und gesichert
werden“, sagte er. Das verursache
Kosten. Dinkelsbühl und Nördlin-
gen hätten — als gute Beispiele — im
Stadtkern überhaupt keine Wahl-
werbung mehr. Peter Matzner
(CSU) will „keine Papperldeckel
auf Lichtmasten“ mehr und erin-
nertewieKrimmdaran, dassWahl-
werbung zur Demokratie einfach
dazu gehöre.

Guido Schmidt (SPD) bat um ei-
ne „wasserfeste“ Regelung. Tricks
wie Veranstaltung XY sei „powe-
red by SPD“ oder auch Plakatie-
ren in Privatfenstern und anderes
müssten ausgeschlossen werden.
Bürgermeister Robert Ilg sagte zu,
dies — so weit möglich — zu beach-
ten.WieChristofRothkegelvonder
Stadtverwaltung erläuterte, gel-
ten in Bayern Vorgaben, wie die
„abgestufte Chancengleichheit“,
nach der sich auch die kleinste
Partei wirksam präsentieren kön-
nen muss. Er wies darauf hin, dass
die Überwachung aller Regeln
„nicht immer ganz einfach ist“.

Angelika Pflaum sagte am Ende
der Diskussion, dass der Freie Rat-
hausblock nicht auf Plakatwänden

bestehe. Es gehe darum, das Über-
maß einzuschränken. „Ich denke,
dass wir damit der Mehrheit der
Bevölkerung einen Gefallen tun.“

Die Verwaltung erarbeitet nun
einen Satzungsentwurf, mit dem

die Wahlwerbung eingedämmt
werden kann. Dazu gehört als An-
reiz zum Aufräumen eine Kauti-
onsregelung. Bis zur Bundestags-
wahl wird es nicht reichen. Denn
die Plakataufträge der Parteien
sind bereits in Auftrag gegeben.

Das wäre eine geordnete Wahlwerbung an einer Plakatwand. Foto: J. Ruppert

Bürgermeister auf Elektro-Testfahrt
Rathauschefs aus Velden, Vorra und Simmelsdorf durften hinters Steuer eines VW „e-up!“ der N-Ergie

VORRA/VELDEN/SIMMELS-
DORF (fu) – Besonders umwelt-
freundlich sind derzeit drei Bür-
germeister aus demLandkreis und
ihre Mitarbeiter unterwegs: Einen
Monat lang testeten die Gemein-
den Simmelsdorf und Velden ei-
nen von der N-Ergie zur Verfü-
gung gestellten „e-up!“ vonVW – in
den nächsten Tagen dürfen Vorras
Bürgermeister Volker Herzog und
seine Mitarbeiter hinters Steuer.

Treffpunkt für einen ersten Mei-
nungsaustausch und die Übergabe
des mit Ökostrom betriebenen
Fahrzeugs an Vorras Bürgermeis-
ter war die Ladesäule für E-Autos
an der Pegnitzbrücke in Artels-
hofen. Bei der Gelegenheit berich-
tete Veldens Rathauschef Herbert
Seitz über seine im Februar ge-
machten Erfahrungen: Für tägli-
che Fahrten im Nahbereich, etwa
zum Einkaufen oder zum nahen
Pendlerparkplatz, sei das Elektro-
auto bestens geeignet, sagte er.
Auch die Mitarbeiter aus der Ver-
waltung und vom Bauhof seien bei
zahlreichen Probe- und Versor-
gungsfahrten durchwegs von der
Mobilität begeistert gewesen.

Gut auch am Berg
Auch tägliche Berg- und Talfahr-

ten inderhügeligenUmgebungdes
Pegnitztals hätte der „e-up!“ recht
ordentlich gemeistert. Was berg-
auf der Lithium-Ionen-Batterie zu-
sätzlich an Strom entzogen wurde,
konnte der Batterie zum Beispiel
im antriebslosen Rollen bergab,
aberauchbeimBremsenwiederan
Energie zugeführt werden – sehr
genau zu beobachten an der An-
zeige für Stromverbrauch.

GeladenwurdedasFahrzeugper
Adapter über den Haushalts-
Wechselstrom. Eine eigentlich
problemlose Sache, wie N-Ergie-
Kundenbetreuer Rainer Gründel
hinzufügte, vor allem dann, wenn
das E-Mobil nachts in der Garage
steht. Allerdings würde im Gegen-
satz zu den von dem Nürnberger
Versorgungsunternehmen ge-
stellten Ladestationen die Lade-
dauer über die normale Steckdose
die drei- bis vierfache Dauer be-
anspruchen, je nach Fahrzeugart
und -typ.

In der Reichweite sei man aber
doch eingeschränkt, berichtete
BürgermeisterSeitz.FüreineFahrt
von Velden nachNürnberg und zu-
rück hätte die zuvor voll aufgela-

deneBatterie nicht gereicht, in der
Stadt musste das Fahrzeug an die
Steckdose, trotz der zunächst im
Display angezeigten Reichweite
von 125 Kilometern.

Ähnliche Erfahrungen hatten
auch der Simmelsdorfer Bürger-
meister Perry Gumann und seine
Mitarbeiter in den vergangenen 14
Tagen gemacht. Das Elektroauto
sei für den täglichen Gebrauch gut
geeignet, auch fürBergfahrten,wie
einTest aufderAutobahnamHien-
berg in Richtung Hormersdorf ge-
zeigt habe. Doch bei längeren
Fahrtstrecken etwa ab 100 Kilome-
tern müsse man nach einer baldi-
gen Gelegenheit zum Nachladen
suchen, berichtete Gumann.

Eine raschere Batterieentladung
sei zudem beim Einschalten von

Zusatzgeräten wie Klimaanlage
und Sitzheizung oder dem Dauer-
betrieb von Scheibenwischern zu
bemerken.DurchdieseExtras,aber
auch bei Nachtfahrten werde fast
mehr Strom verbraucht als durch
den Elektroantrieb.

Kundenberater Gründel fügte
hinzu, dass trotz der höheren An-
schaffungskosten Fahrzeuge wie
der „VW e-up!“ echte Alternativen
bei Neuanschaffungen seien. „Die
Kraftstoffkosten liegen deutlich
unter den Kosten eines mit Benzin
angetriebenenAutos“, sagteer. 100
Kilometer würden bei einem Ver-
brauch von etwa zwölf Kilowatt-
stunden runddrei Eurokosten.Die
N-Ergie baue deshalb mit kommu-
nalen Partnern (auch Simmels-
dorf plant heuer eine Ladestation,
wie Bürgermeister Gumann an-

fügte) sukzessive eine einheitliche
Ladeinfrastruktur in Nordbayern
auf und erweitere darüber hinaus
den eigenen Fuhrpark mit Elekt-
rofahrzeugen.

Wo man derzeit in unserer Um-
gebung Strom tanken kann, zeige
ein Ladesäulenfinder (www.lade-
verbund-frankenplus.de). Wieweit
man sich zudem auf sein Navi ver-
lassen könne, liege an den ra-
schen Updates der jeweiligen Her-
steller, so Gründel.

Nach einer Einweisung und der
Schlüsselübergabe darf nun auch
Bürgermeister Volker Herzog bis
nach Ostern ein Elektroauto mit
Ökostrom testen – aber „bittemög-
lichst unvoreingenommen von den
Berichten seiner Bürgermeister-
kollegen“, wie Gründel anmerkte.

Mit demVW„e-up!“ waren die Bürgermeister Perry Gumann aus Simmelsdorf undHerbert Seitz aus Velden (v. links) be-
reits unterwegs, N-Ergie-Kundenbetreuer Rainer Gründel (rechts) weist Bürgermeister Volker Herzog ein. F.: Fuchs

Verzicht wird zum Gewinn
LAUF – Wie lebt es sich eigent-

lich ohneHandy, als Veganer oder
Hartz-IV-Empfänger? Redakteu-
rin Tina Braun hat die Probe aufs
Exempel gemacht und ein Jahr

lang jeden Monat auf etwas an-
deres verzichtet. Über die Erfah-
rungen, die sie mit ihrem Projekt
„Mein Monat ohne“ gemacht hat,

spricht sie am Dienstag, 4. April,
um 19 Uhr im Kulturraum der
Pegnitz-Zeitung in Lauf. Der Ein-
tritt ist frei. Im Anschluss an den
Vortrag ist genug Zeit für Nach-
fragen, Diskussion und Erfah-
rungsaustausch.

IN KÜRZE

„Unmöglicher
Vorgang“

Ministerium befasst sich mit
plötzlicher Altenheim-Schließung
HERSBRUCK/MÜNCHEN (kb) –

Im August 2016 hat das Senioren-
pflegeheim „Am Citypark“ von
jetzt auf gleich geschlossen. Die
Angehörigen der Heimbewohner
mussten sich innerhalb von drei
Tagen nach einem neuen Platz für
ihre Lieben umsuchen. „Ein un-
möglicher Vorgang“, findet MdL
Norbert Dünkel (CSU). Ein neues
Pflegewohngesetz soll solche Fälle
künftig verhindern.

Derzeit prüft das bayerische
Staatsministerium für Gesundheit
und Pflege eine Novellierung des
Pflege- und Wohnqualitätsgeset-
zes (PfleWoqG). Bei den Beratun-
gen sollen nun auch die Gescheh-
nisse in Hersbruck zur Sprache
kommen. Es sei „sehr wichtig, die
Erfahrungen der Vollzugspraxis
mit in die Überlegungen bei der
Novellierung einzubeziehen“, so
eine Sprecherin des bayerischen
Gesundheitsministeriums.

2016 hatte das Seniorenpflege-
heim „Am Citypark“ Knall auf Fall
dichtgemacht und den knapp über
20 Heimbewohnern gekündigt (wir
berichteten). Betrieben hatte das
Haus die ESB Seniorenresidenz
WiesauGmbH inChemnitz, die ein
Tochterunternehmen der Euro
Plus Senioren-Betreuung ist. Auf-
grund Personalmangels sei es ih-
nen nichtmöglich, denBetrieb auf-
rechtzuerhalten, hieß es damals in
einer Presseerklärung. Zudem
hätte der Betreiber in Sachen
Brandschutz bauliche Maßnah-
men vornehmenmüssen.

„Eskannunddarf nicht sein, dass
betriebswirtschaftliche Interessen
von Heimträgern zu kurzfristigen
Kündigungen führen, die den Be-
wohnern oder ihren Angehörigen
nicht den Hauch einer Chance las-
sen, eine adäquate neue Bleibe zu
suchen“, findet Dünkel deutliche
Worte. Und weiter: „Ich möchte,
dass geregelt wird, dass Bewohner
in Alten- oder Pflegeheimen nicht
kurzfristig wie im Falle Hersbruck
vor die Türe gesetzt werden dür-
fen.“ Das Gesundheitsministerium
prüfe diesbezüglich die „Einfüh-
rung einer Betriebserlaubnis-
pflicht. Somit könnten bereits vor
Inbetriebnahme einer Einrichtung
bestimmte Anforderungen und
Qualitätskriterien definiert wer-
den, die sich im Rahmen des Er-
laubnisverfahrens prüfen ließen“,
so die Sprecherin des bayerischen
Gesundheitsministeriums.


